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Bekanntmachung 

 
Hinweis: 
Die Begründung der vorläufigen Besitzeinweisung, die Begründung für die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung und die Überleitungsbestimmungen sind nicht Bestandteil der öf-
fentlichen Bekanntmachung und können eingesehen werden bei der Stadtverwaltung We-
sel, der Stadtverwaltung Rheinberg und der Bezirksregierung Düsseldorf (siehe lfd. Nr. 2 
der Besitzeinweisung) 

 

Bezirksregierung Düsseldorf 
Flurbereinigungsbehörde 
-Dezernat 33- 

Mönchengladbach, 19.06.2017 
Dienstgebäude 
41061 Mönchengladbach 
Croonsallee 36 – 40 
Tel.: 0211/475-9803 
FAX: 0211/475-9791 

 
Flurbereinigung Wesel-Büderich 
Az.: 33-70702 

Vorläufige Besitzeinweisung 
In dem Flurbereinigungsverfahren Wesel-Büderich wird hiermit gem. § 65 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) die vorläufige Besitzeinweisung angeordnet. 
Die Überleitungsbestimmungen vom 19.06.2017 sind Bestandteil dieses Verwaltungsaktes. 
1. Diese vorläufige Besitzeinweisung wird mit dem 01.08.2017 wirksam (Stichtag der Wertgleich-

heit gemäß § 44 Abs. 1 Satz 4 FlurbG). Abweichend von diesem allgemeinen Stichtag gehen 
zu den in den Überleitungsbestimmungen bestimmten Zeitpunkten der Besitz, die Verwaltung 
und die Nutzung der neuen Grundstücke auf die in den Nachweisen zur neuen Feldeinteilung 
benannten Empfänger über. Die bisherigen Besitz-, Verwaltungs- und Nutzungsrechte an den 
alten Grundstücken erlöschen zu den in den Überleitungsbestimmungen angegebenen Zeit-
punkten. Dann müssen anstelle der alten Grundstücke die neuen Grundstücke in Bewirtschaf-
tung genommen werden. 
Sonstige Rechtsverhältnisse, insbesondere Eigentumsrechte, bleiben unverändert. 

2. Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen, die Überleitungsbestimmungen und die Karte 
der neuen Feldeinteilung liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten vom 17.07.2017 bis zum 
30.07.2017 aus bei: 

 der Stadtverwaltung Wesel, Zimmer 267, von montags bis freitags in der Zeit von      
8.00 – 12.00 Uhr und von montags bis donnerstags von 14.00 – 16.00 Uhr, 

 der Stadtverwaltung Rheinberg, Zimmer 247, von montags bis freitags in der Zeit von 
8.30 – 12.00 Uhr und montags bis mittwochs von 13.00 – 16.00 Uhr, donnerstags von 
13.00 -17.00 Uhr 

 der Bezirksregierung Düsseldorf, Dez. 33, Croonsallee 36 – 40, 41061 Mönchengladbach, 
Zimmer 304 (Herr Heimanns) in der Zeit von 8.00 – 12.00 Uhr und von 14.00 – 16.00 Uhr 
(Terminabsprache wird empfohlen).  

Den Beteiligten wird auf Antrag an Ort und Stelle die neue Feldeinteilung erläutert. Der Antrag 
ist an die Flurbereinigungsbehörde zu richten. 
Den Teilnehmern wurden vorab ein Entwurf dieser vorläufigen Besitzeinweisung sowie der 
Überleitungsbestimmungen, eine Übersicht über die Grundstücke, in deren Besitz eingewie-
sen wird sowie ein Kartenauszug mit der neuen Feldeinteilung übersandt. Den Teilnehmern 
wurde außerdem auf Antrag die neue Feldeinteilung an Ort und Stelle erläutert.  

3. Pachtverhältnisse und sonstige Besitzrechte gehen auf die neuen Grundstücke über. Innerhalb 
einer Frist von drei Monaten können bei der Flurbereinigungsbehörde folgende Festsetzungen 
beantragt werden: 
3.1 Angemessene Verzinsung einer eventuell vom Eigentümer zu leistenden Ausgleichszah-

lung für eine dem Nießbrauch unterliegende Mehrzuteilung durch den Nießbraucher (§ 69 
Satz 2 FlurbG). 
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3.2 Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder anderweitiger Ausgleiche infolge eines 
eventuellen  Wertunterschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz (§ 70 Abs. 1 
FlurbG) 

3.3 Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher Erschwernisse der Bewirtschaf-
tung des neuen Pachtbesitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG). 

Die Anträge zu 3.1 und 3.2 können von beiden Vertragspartnern, der Antrag zu 3.3 kann nur 
vom Pächter gestellt werden (§ 71 FlurbG). Die Frist beginnt mit dem Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung dieses Verwaltungsaktes. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen der §§ 34 und 85 Ziffern 5 und 6 FlurbG auch 
nach Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes 
wirksam bleiben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe (öffentliche Be-
kanntmachung) Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Bezirksregierung Düs-
seldorf, Dienstgebäude Mönchengladbach, Croonsallee 36-40, 41061 Mönchengladbach, schrift-
lich oder zur Niederschrift zu erheben. Der Widerspruch kann auch durch E-Mail erhoben werden. 
Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 Num-
mer 3 des Signaturgesetzes vom 16.05.2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle der Behörde übermittelt werden. 
Hinweis: 
Hinweise zur Widerspruchserhebung in elektronischer Form und zum elektronischen Rechtsverkehr finden 
Sie auch auf der Homepage der Bezirksregierung Düsseldorf (www.brd.nrw.de) unter „Kontakt“. Bei der 
Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die 
technischen Voraussetzungen finden Sie unter www.egvp.de. 

Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wird die sofortige Vollziehung 
dieses Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine aufschie-
bende Wirkung haben. 

Rechtsbehelfshinweis zur sofortigen Vollziehung 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beantragt werden bei dem Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen –IX. Senat (Flurbereinigungsgericht)-, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Müns-
ter. 
 
Nachrichtlicher Hinweis zu Dauergrünland: 
Bewirtschafter von Dauergrünland im Sinne der Dauergrünlanderhaltungsverordnung NRW werden auf das 
Umbruchverbot hingewiesen. Ein ungenehmigter Umbruch von Dauergrünland in den durch die vorläufige 
Besitzeinweisung zugeteilten Flächen kann zu Sanktionen aufgrund Verstößen gegen Cross-Compliance-
Auflagen führen. Sollte im Einzelfall ein Umbruch von Dauergrünland erforderlich sein, ist im Vorfeld des 
Umbruchs eine Klärung mit der EG-Zahlstelle und der Flurbereinigungsbehörde herbeizuführen. 

 
Im Auftrag 

LS  gezeichnet 
Ralph Merten 

 

 

Der vorstehende Text wird hiermit bekannt gemacht. 
 

Dinslaken, 28.06.2017 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 

 

 
 
gez. Dr. Thomas Palotz 
Beigeordneter 

http://www.brd.nrw.de/
http://www.egvp.de/

